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Radregion Rheinland e.V. 

Satzung 
 

Stand: 01. Juni 2023 

 
 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

1. Der Verein führt den Namen „Radregion Rheinland e.V.“ 
 
2. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 
 

3. Der Verein führt nach Eintragung in das Vereinsregister den Namenszusatz „eingetragener 
Verein“ in der abgekürzten Form „e.V.“. 

 
4. Der Verein hat seinen Sitz in Frechen.  
 
5. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 Zweck und Aufgaben des Vereins 

 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Radverkehrs in der Radregion Rheinland, die 
Weiterentwicklung der interkommunalen Qualitätsstrategie für Radinfrastruktur und 
Radservice sowie die Sensibilisierung der Partner und Kommunen für eine nachhaltige 
Qualitätssicherung. Bei der Initiierung, Koordinierung und Abstimmung gesamtregionaler 
Angebote richtet der Verein seinen Fokus insbesondere auf die Zielgruppe der 
Einwohnenden und Naherholungssuchenden mit dem Ziel, das Fahrradangebot im 
Rheinland attraktiv und über kommunale Grenzen hinweg zu gestalten und damit eine 
Stärkung für eine klimagerechte Verkehrsplanung in der Region zu erreichen. Der Verein 
kümmert sich zudem um die Kommunikation und das Binnenmarketing zum 
gesamtregionalen Fahrradangebot mit Blick auf die Radfahrenden, die Leistungsträger und 
die kommunalen Ansprechpartner. Neben der Koordinierung der interkommunalen 
Zusammenarbeit in der eigenen Region, betreibt der Verein Lobbyarbeit und vertritt die 
gemeinsamen Interessen der Mitglieder im Rahmen von überregionalen 
Radverkehrsentwicklungen sowie auf Landesebene. Nicht zuletzt berät und unterstützt er 
seine Mitglieder bei der Verknüpfung der radtouristischen Produkte mit den regionalen 
Gastgebern im Sinne der Förderung eines wertschöpfenden Freizeitradverkehrs. So trägt 
die Aufwertung des Fahrradangebots zur Stärkung der regionalen Wertschöpfung bei. 

 
2. Zur Verwirklichung des Zwecks und der damit verbundenen Aufgaben kann der Verein 

selbst Mitglied in anderen Vereinen und Organisationen werden. 
3. Der Verein ist nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet. Mittel des Vereins und etwaige 

Überschüsse dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 
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4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie haben bei ihrem 

Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins keinerlei Ansprüche an das Vereinsvermögen. 
Weder ein Mitglied noch eine andere Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des 
Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 
§ 3 Mitgliedschaft 

 

1. Der Verein besteht aus ordentlichen und fördernden Mitgliedern. 
 
2. Mitglieder können volljährige natürliche und juristische Personen werden, insbesondere 
 

a) Gebietskörperschaften, bzw. deren Tourismusorganisationen (einschließlich 
kommunaler Freizeitbetriebe), 

 
b) Hotellerie- und sonstige Beherbergungsbetriebe, 
 
c)  Gastronomiebetriebe, 
 
d) Organisationen sowie Vereine und Verbände mit vergleichbarer Zielsetzung 

(Freizeit, Kultur, Erholung, Touristik, Sport), 
 
e) Sonstige Unternehmen, Vereine und Organisationen, 
 

f) Einzelpersonen,  
 
die dem Ziel und den Aufgaben des Vereins verbunden sind und diese sowohl materiell als 
auch ideell fördern wollen. 
 

3. Für Eintritt und Austritt der Mitglieder gelten folgende Bestimmungen: 
 
a) Die Mitgliedschaft entsteht durch Eintritt in den Verein. Der Eintritt wird mit 

Aushändigung einer textlichen Aufnahmeerklärung wirksam. 
 
b) Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme in den Verein aufgrund eines textlich 

vorzulegenden Beitrittsantrages, in dem sich der Antragsteller zur Einhaltung der 
Bestimmungen und zur Förderung der Ziele dieser Satzung verpflichtet. Der 
Vorstand entscheidet im Zweifelsfall über die Zuordnung des Antragsstellers unter 
eine der in vorstehender § 3 Ziffer 2 lit. a) bis f) aufgeführten Personengruppen. Die 
vorgenannten Vorstandsentscheidungen (Aufnahme und Zuordnung) sind jeweils 
bindend. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. 
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c) Die in vorstehender § 3 Ziffer 2 lit. a) bis e) aufgeführten Personen können 
ordentliche, die in § 3 Ziffer 2 lit. f) aufgeführten nur fördernde Mitglieder des 
Vereins werden.  

 
d) Die Mitgliedschaft endet durch schriftliche Kündigung gegenüber dem Vorstand mit 

einer Frist von zwölf Kalendermonaten zum Jahresende. Bei Mitgliedern gem. § 3 
Ziffer 2 lit. a) jedoch frühestens zum Jahresende nach Vollendung einer fünfjährigen 
Mitgliedschaft. Dies gilt auch bei einem etwaigen Wiedereintritt von 
zwischenzeitlich ausgeschiedenen Mitgliedern, der insofern als Ersteintritt bzw. 
Neubeginn der Mitgliedschaft gilt. Zur Einhaltung der vorgenannten Frist ist ein 
rechtzeitiger Zugang der Kündigung an ein Mitglied des Vorstands ausreichend.  

 

e) Die Mitgliedschaft erlischt bei natürlichen Personen durch Tod, bei juristischen 
Personen durch Wegfall, Liquidation, Auflösung oder sonstige Beendigung der 
Geschäftstätigkeit. 

 
f) Die Mitgliedschaft erlischt außerdem durch Ausschluss. Der Ausschluss aus dem 

Verein bedarf eines wichtigen Grundes, insbesondere bei vereinsschädigendem 
Verhalten, bei Missachtung der Satzung oder bei erheblichen Zahlungsrückständen 
trotz Mahnung, die mindestens einem Jahresbeitrag entsprechen. Er wird mit 
entsprechender Beschlussfassung des Vorstands wirksam und wird unverzüglich 
schriftlich dem Ausgeschlossenen bekannt gemacht. 

 
g) Die Mitgliedschaft weiterer Gebietskörperschaften bzw. deren 

Tourismusorganisationen ist nur unter der Voraussetzung einer Installation des in 
der Radregion Rheinland etablierten Knotenpunktsystems möglich. 

 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

1.    Die Mitglieder sind verpflichtet, die Satzung und die Beschlüsse des Vereins einzuhalten, 
sowie die Organe des Vereins in ihrer Tätigkeit zu unterstützen. Die Mitglieder müssen die 
in der Beitragsordnung jeweils festgesetzten Beiträge und Umlagen entrichten. Die 
Mitglieder sind gehalten, durch Vorschläge und Anregungen die Vereinsarbeit zu fördern. 
Die Mitglieder haben jegliche Tätigkeit zu unterlassen, die gegen die in § 2 dieser Satzung 
aufgeführten Ziele des Vereins verstoßen oder hierzu in Konkurrenz treten. 

 
2.    Die Mitglieder des Vereins, sowohl ordentliche als auch fördernde, sind berechtigt 

ausschließlich im Rahmen von eigenwerblichen Aktivitäten das Vereinslogo auf Grundlage 
des vorliegenden Corporate Designs in Printerzeugnissen aller Art, im Internet, sowie für 
TV- und Kinospots, jeweils nach vorheriger textlicher Zustimmung durch die / den insoweit 
durch den Vorstand bevollmächtigte/n Geschäftsstelle / besonderen Vertreter des Vereins 
zu nutzen. Der Verein ist laut Vorstandsbeschluss ohne Angaben von Gründen jederzeit 
berechtigt, die Zustimmung zu verweigern. Nach erteilter Zustimmung wird der Verein dem 
jeweiligen Mitglied das Vereinslogo in einem zur jeweiligen Nutzung branchenüblichen 
Format rechtzeitig zur Verfügung stellen und räumt dem jeweiligen Mitglied die zur 
geplanten Nutzung erforderlichen Rechte zeitlich auf die Dauer dessen Mitgliedschaft 
beschränkt ein. 
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§ 5 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind 
 

a) die Mitgliederversammlung gemäß § 32 BGB, 
b) der Vorstand gemäß § 26 BGB, 
c) besondere Vertreter gemäß § 30 BGB 

 
 

§ 6 Mitgliederversammlung 

 

1.    Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie stellt die Richtlinien für 
die Arbeit des Vereins auf und entscheidet Fragen von grundsätzlicher Bedeutung. 

 
2.    Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorsitzenden des Vorstands oder seinem 

Stellvertreter geleitet. Die Protokollführung übernimmt die Geschäftsstelle des Vereins. 
 
3.    Sie hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 

a)  Über grundsätzliche Koordinierungsaufgaben und Zielstellungen bei der 
Qualitätsentwicklung der Radinfrastruktur und der Radtourismusförderung zu 
beraten und zu beschließen, 

 
b)  die Berichte des Vorstandes entgegenzunehmen und über sie zu beraten, 
 
c)  Wahl der Vorstandsmitglieder, 
 
d)  Wahl zweier Rechnungsprüfer, angepasst an den zeitlichen Rhythmus der 

Vorstandswahlen, 
 
e)  Genehmigung des Wirtschaftsplanes, 
 
f)  Verabschiedung und Änderung der Beitragsordnung, welche gemäß § 9 der Satzung 

ein Bestandteil der Satzung ist. 
 
g)  Entlastung des Vorstands und des besonderen Vertreters nach Entgegennahme des 

Geschäftsberichtes, des Jahresabschlusses und des Prüfberichts der 
Rechnungsprüfer für das abgelaufene Geschäftsjahr, 

 
h)  Beratung und Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, 
 
i)  Beschlussfassung über vorgebrachte Anträge, 
 
j)  Beratung und Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

 

4.  In jedem Geschäftsjahr findet mindestens eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. 

Die Einladung dazu ist unter Einhaltung einer Einladungsfrist von mindestens 14 Tagen 

vom Vorsitzenden in Textform (z.B. schriftlich per E-Mail, per Telefax oder auf sonstigem 
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elektronischem Wege) den Mitgliedern des Vereins zuzusenden. In der Einladung sind Ort 

und Zeit der Versammlung sowie die vorläufige Tagesordnung bekannt zu geben. Die Frist 

beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens bzw. der E-Mail / Nachricht 

oder des Telefaxes folgenden Tag. Einladungsschreiben gelten dem Mitglied als 

zugegangen, wenn sie an die letzte dem Vorstand bekannt gewordene postalische bzw. E-

Mail- oder Telefax-Adresse oder Mobilnummer gerichtet sind.  

5. Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzveranstaltung, hybride oder virtuelle 

Versammlung durchgeführt werden. Die Form ist durch den Vorstand bei der Einladung 

festzulegen. Bei einer virtuell durchgeführten Versammlung müssen alle Mitglieder in die 

zu treffenden Beschlüsse einbezogen werden und können ihre Stimmen vor der 

Durchführung der Mitgliederversammlung textlich abgeben. 

Beschlüsse der Mitglieder können auf Veranlassung des Vorstands auch außerhalb von 
Mitgliederversammlungen in Textform im Umlaufverfahren gefasst werden, wenn alle 
Mitglieder daran beteiligt werden, mindestens 2/3 der Mitglieder mit dem Verfahren 
einverstanden sind und eine angemessene Frist von mindestens vier Wochen für die 
Rückäußerung bzw. Stimmabgabe gesetzt wird. Nicht fristgerecht abgegebene Stimmen 
und Stimmenthaltungen sind bei der Abstimmung nicht zu berücksichtigen. Die Mehrheit 
ist nur nach der Zahl der abgegebenen Ja- und Nein-Stimmen zu berechnen. Der Vorstand 
trägt dafür Sorge, dass alle Mitglieder die Gelegenheit haben, sich zu den 
Beschlussvorlagen zu äußern. 

 
6. Anträge, deren Beratung von den Mitgliedern in der ordentlichen Mitgliederversammlung 

gewünscht wird, müssen mindestens sieben Tage vor der Versammlung in Textform und 
begründet beim Vorstand eingereicht werden. Sie sind vom Vorsitzenden nachträglich auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

 
7.    Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn der Vorstand dies für 

geboten hält oder wenn mindestens 33 % der gesamten Mitglieder dies unter Angabe von 
Gründen verlangen. Die außerordentliche Mitgliederversammlung ist unter Einhaltung 
einer Einladungsfrist von mindestens 14 Tagen einzuberufen. In der Einladung sind Ort und 
Zeit der Versammlung sowie die vorläufige Tagesordnung bekannt zu geben. 

 
8.    Die ordentlichen Mitglieder gem. vorstehender § 3 Ziffer 2 lit. a) dieser Satzung haben auf 

Grund ihrer umfassenden touristischen Interessenswahrnehmung für die Radregion 
Rheinland oder ihrer Zuständigkeit in der Entwicklung der Radinfrastruktur jeweils 25 
Stimmen pro von ihnen vertretenem/r Landkreis oder kreisfreier Stadt. Im Übrigen hat jedes 
sonstige ordentliche Mitglied des Vereins jeweils eine Stimme. 

 
9.   Fördernde Mitglieder haben in der Mitgliederversammlung Rederecht, aber kein 

Stimmrecht. 
 
10.  Jedes stimmberechtigte Mitglied des Vereins kann sich in der Mitgliederversammlung durch 

ein anderes Mitglied oder eine dritte Person vertreten lassen. Für die Ausübung des 
Stimmrechts ist eine in Textform zu erteilende Vollmacht des Mitglieds erforderlich, die 
einem Vorstandsmitglied vorzulegen bzw. zu übersenden ist. Mitglieder gemäß § 3, Ziffer 
2 lit. a) können ihre Stimmen nur innerhalb der Mitgliedsgruppe übertragen.  



 

 

6 

 

 
11.  Die Mitgliederversammlung ist vorbehaltlich der in §§ 10 und 12 niedergelegten 

Regelungen für Änderungen der Satzung und die Auflösung des Vereins beschlussfähig, 
wenn die Versammlung ordnungsgemäß einberufen wurde. 

 
12.  Die Mitgliederversammlung beschließt, soweit diese Satzung nichts anderes regelt, mit 

einfacher Mehrheit der durch die anwesenden oder vertretenen ordentlichen Mitglieder 
abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

 
13.  Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Ausgenommen hiervon sind 

Personalentscheidungen, wie Wahlen zum Vorstand, und soweit die 
Mitgliederversammlung entsprechendes beschließt. Auf Antrag eines stimmberechtigten 
Mitglieds ist geheim abzustimmen. 

 
14.  Über die Beschlüsse und - soweit zum Verständnis über deren Zustandekommen 

erforderlich - auch über den wesentlichen Verlauf der Verhandlung, ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer unterschrieben wird. 

 
 

§ 7 Vorstand 

 

1.  Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden 

Vorsitzenden und mindestens fünf höchstens aber acht Beisitzern.  

 

2.  Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren, gerechnet 

von der Wahl an, mit einfacher Mehrheit gewählt. Eine Wiederwahl oder erneute Bestellung 

ist zulässig bis zur Wahl oder einer anderweitigen Bestellung eines neuen Vorstandes im 

Amt. Findet zwischenzeitlich keine Mitgliederversammlung statt, verlängert sich die 

Amtsperiode bis zur nächsten Mitgliederversammlung. 

 

3.  Zu Vorstandsmitgliedern können nur ordentliche Vereinsmitglieder bzw. deren Entsandte 

gewählt werden. Mindestens sechs Vorstandsmitglieder müssen Entsandte eines 

ordentlichen Mitgliedes gem. vorstehender § 3 Ziffer 2 lit. a) dieser Satzung sein. Ein 

Vorstandsmitglied scheidet aus dem Vorstand aus, wenn seine oder die Mitgliedschaft des 

jeweils entsendenden Mitglieds zum Verein erlischt. Scheidet ein Vorstandsmitglied 

während der vierjährigen Amtszeit wegen Erlöschens bzw. Beendigung der Mitgliedschaft 

aus, kann der verbleibende Vorstand für die restliche Amtsdauer ein Ersatzmitglied 

benennen, bis in der jeweils auf dieses Ereignis folgenden Mitgliederversammlung ein 

neues Vorstandsmitglied gewählt wird. Scheidet indes ein Vorstandsmitglied, welches 

Entsandter eines ordentlichen Vereinsmitgliedes ist, aus anderen Gründen aus dem 

Vorstand aus, so ist das entsendende ordentliche Vereinsmitglied zur Benennung eines 

Ersatzmitglieds des Vorstands für den Rest der Amtszeit berechtigt. 
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4.  Eine vorzeitige Abwahl des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung aus wichtigen 

Gründen ist jederzeit mit 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder möglich. 

 

5.  Der Vorstand wählt aus seiner Mitte sowohl seinen Vorsitzenden als auch dessen 

Stellvertreter. 

 

6.  Der Vorstand überträgt die Aufgaben des täglichen Geschäfts und des laufenden 

Vereinsgeschäfts, einschließlich der Kassenführung, entgeltlich an einen besonderen 

Vertreter. Der besondere Vertreter wird durch den Vorstand bestellt. Er handelt auf 

Grundlage dieser Satzung, seines Dienst- bzw. Anstellungsvertrags sowie einer, vom 

Vorstand zu erlassenden, Geschäftsordnung.  

 

7.  Gesetzlicher Vertreter des Vereins im Sinne des § 26 BGB ist der Vorstand. Der Verein wird 

gerichtlich und außergerichtlich von dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter 

gemeinsam vertreten. Der stellvertretende Vorsitzende ist mit einem weiteren 

Vorstandsmitglied gemeinsam vertretungsberechtigt. Zwei Beiräte miteinander sind nicht 

vertretungsberechtigt. Der Vorstand kann einzelnen Vorstandsmitgliedern und/oder dem 

besonderen Vertreter per Beschluss und Erteilung entsprechender rechtsgeschäftlicher 

Vollmacht allgemein oder für einzelne Rechtsgeschäfte Einzelvertretungs- und 

Alleingeschäftsführungsbefugnis erteilen. § 8 Ziff. 1 bleibt unberührt. 

 

8.  Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten für ihre Tätigkeit keine 

Vergütung. Hiervon unberührt bleibt die Vergütung eines besonderen Vertreters auf Basis 

des entsprechenden Bestellungsbeschlusses und Dienst- bzw. Anstellungsvertrags, auch 

wenn der besondere Vertreter gleichzeitig Vorstandsmitglied sein sollte. 

 

9.  Der Vorstand tritt auf textliche Einladung eines Vorsitzenden mindestens zweimal im Jahr 

und nach Bedarf zusammen. Die Einladungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. In der 

Einladung sind Zeitpunkt und Ort der Versammlung sowie die Tagesordnung 

bekanntzugeben. Die Vorstandssitzung kann als Präsenzveranstaltung, als hybride oder als 

virtuelle Versammlung durchgeführt werden. Die Form ist durch den Vorsitzenden, im Falle 

seiner Verhinderung von dessen Stellvertreter, bei der Einladung festzulegen. 

 

10.  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 

ist. Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit der einfachen 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, wobei Enthaltungen als nicht abgegebene 

Stimmen gelten. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die 

Sitzungen werden vom Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden geleitet und 

sind zu protokollieren. Entsprechend der Sitzungsleitung erfolgt die Unterzeichnung des 

Protokolls, durch den Vorsitzenden oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Sofern die 

Vorstandssitzung als hybride oder virtuelle Versammlung stattfindet, kann die 

Beschlussfassung des Vorstandes auch im Rahmen eines Umlaufverfahrens erfolgen. 
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11.  Bei Bedarf kann der Vorstand Berater ohne Stimmrecht zu seinen Sitzungen hinzuziehen. 
Als solcher besitzt der Region Köln/Bonn e.V. ein ständiges Gastrecht. 
 

12.  Der Vorstand entscheidet in allen Angelegenheiten, die nicht der Mitgliederversammlung 
vorbehalten sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 
a) Genehmigung von Vorlagen für die Mitgliederversammlung, 
 
b) Überwachung des Vollzugs der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
 
c) Aufstellung des Wirtschaftsplans sowie Verwaltung des Vereinsvermögens, 
 
d) Prüfung des Geschäftsberichts und des Jahresabschlusses für das abgelaufene 

Geschäftsjahr, 
 
e) Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern, 
 
f)  Überwachung des besonderen Vertreters. Dem Vorstand steht ein unbeschränktes 

Recht auf Auskunft, Bucheinsicht und Untersuchung zu. 
 

 

§ 8 Besondere Vertreter 

1.  Zur Führung bestimmter Geschäfte kann der Verein besondere Vertreter gemäß § 30 BGB 
bestellen. Zu diesen Geschäften zählen:  

 
a) Repräsentation des Radregion Rheinland e.V.,  

b) Vertretung der Interessen sowie die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten des 
Radregion Rheinland e.V. in Verbänden, die mit dem Radregion Rheinland e.V. verbunden 
sind,  

c) Kontaktpflege gegenüber Mitgliedern und Partnern,  

d) Akquisition von Fördermitteln,  

e) Planung und Gestaltung der Lobbyarbeit, 

f) Übernahme von Leitungs-, Organisations- und Aufsichtspflichten innerhalb der 
Geschäftsstelle.  

 

2.  Die Bestellung und Abberufung eines besonderen Vertreters erfolgen durch den Vorstand. 
Der Vorstand ist berechtigt, einzelne Geschäfte / Aufgabenbereiche auszuwählen und 
konkretisierende Festlegungen zur Aufgabenwahrnehmung zu treffen. Der besondere 
Vertreter ist berechtigt, auf Kosten und für Rechnung des Verbandes im Rahmen des 
Haushaltsplanes finanzielle Verpflichtungen in Höhe von maximal 25.000 Euro netto pro 
Vertrag einzugehen. Darüber hinaus gehende Verpflichtungen bedürfen jeweils einer 
gesonderten Einzelbevollmächtigung durch den Vorsitzenden und seinem Stellvertreter 
gemeinsam. 
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§ 9 Beiträge 

 

1.  Die Mitgliedschaft ist beitragspflichtig. 
 
2.  Die Mitgliederversammlung beschließt eine Beitragsordnung. In der Beitragsordnung sind 

die Ermittlung der Höhe der Aufnahmegebühr und der Beiträge, die Zahlungsfristen und die 
Zahlungsmodalitäten zu regeln. Die Beitragsordnung wird zum Inhalt der Satzung erklärt 
und gemäß den Bestimmungen des § 10 dieser Satzung geändert. Die aktuelle Fassung der 
Beitragsordnung wird stets als Anlage zu dieser Urkunde genommen. 

 

 

§ 10 Satzungsänderungen 

 

1.  Änderungen der Satzung bedürfen der Mehrheit von 2/3 der Gesamtzahl der bei der 
Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

 
2.  Satzungsänderungen, die vom Finanzamt oder dem Registergericht angeregt werden oder 

Satzungsänderungen, die den Umfang der Vollmacht des besonderen Vertreters betreffen, 
können vom Vorstand vorgenommen werden, sofern sie dem Zweck des Vereins gem. dieser 
Satzung dienlich sind. Über diese Änderungen ist die Mitgliederversammlung in einem 
eigenen Tagesordnungspunkt gesondert zu informieren. 

 
 
§ 11 Datenschutz im Verein 

 
1.  Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben 

der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der 
Mitglieder im Verein verarbeitet. Nähere Hinweise zur Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten können unter www.radregionrheinland.de/datenschutz 
eingesehen werden. 

 
2.  Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat 

jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 
- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 
- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 
- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 
- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und 
- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO. 
 

3.  Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen 
Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 
zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das 
Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 
 

http://www.radregionrheinland.de/datenschutz
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§ 12 Auflösung des Vereins 

 

1.  Die Auflösung des Vereins kann nur in einer vom Vorstand eigens hierfür gesondert 
einberufenen Mitgliederversammlung erfolgen. Bei dieser Mitgliederversammlung muss 
mindestens die Hälfte der ordentlichen Mitglieder anwesend oder ordnungsgemäß 
vertreten sein. Der Auflösungsbeschluss erfordert eine Mehrheit von 2/3 der Gesamtzahl 
der Stimmen der stimmberechtigten Mitglieder. 

 
2.  Im Fall der Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen eine neue 

Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Mitglieder die Auflösung des Vereins mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen beschließen kann. 

 
3. Bei einer Auflösung des Vereins fällt das Vermögen des Vereins zu gleichen Teilen an die 

zum Zeitpunkt der Vereinsauflösung ordentlichen Mitglieder des Vereins gem. vorstehender 
§ 3 Ziffer 2 lit. a) dieser Satzung zur Verwendung im Sinne der Ziele und Aufgaben des 
Vereins. 
 
 

§ 13 Inkrafttreten / Sonstiges 

 

Diese Satzung ist von der Gründungsversammlung am 29.06.2011 beschlossen, durch die 
Mitgliederversammlung vom 04.09.2019 und erneut durch die Mitgliederversammlung am 27. 
Oktober 2022 neugefasst worden und tritt mit ihrem Beschluss in Kraft. 
 

 

 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen 

männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 

gleichermaßen für alle Geschlechter. 
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Beitragsordnung für den „Radregion Rheinland e.V.“ 
gem. § 8 der Satzung 
Stand: 27. Oktober 2022 
 
 
§ 1  Beiträge 

 

Der Verein erhebt gem. § 9 seiner Satzung von seinen Mitgliedern Beiträge ausschließlich nach 
dieser Beitragsordnung. 
 
 
§ 2  Aufnahmegebühr 

 

Jedes Mitglied gem. § 3 Ziffer 2 lit. a) dieser Satzung entrichtet im Falle seines Eintritts ab 2012 
eine einmalige pauschale Aufnahmegebühr, die vom Vorstand im jeweiligen Einzelfall zu 
bestimmen ist. Für alle anderen Mitglieder gem. § 3 Ziffer 2 lit. b) – f) wird keine Aufnahmegebühr 
erhoben. 
 
 
§ 3  Beitragssätze 

 
1.  Alle Mitglieder haben den nachfolgenden Jahresbeitrag für eine Mitgliedschaft im Verein 

zu entrichten: 
 

a)  Gebietskörperschaften, bzw. deren 

Tourismusorganisationen, je nach Einwohnerzahl  

gemäß Anlage zur Beitragsordnung                     EUR 30.000-50.000 
 

Vertritt eine Organisation mehrere Kreise oder kreisfreie Städte, so erhöht sich der Beitrag im 
entsprechenden Verhältnis. 
 

b)  Hotellerie- und sonstige Beherbergungsbetriebe   

bis 20 Zimmer         EUR 200 

21 – 50 Zimmer        EUR 300 

51-100 Zimmer        EUR 400 

ab 101 Zimmer        EUR 500  

Ferienwohnungen/ -häuser       EUR 150 

 
c)  Gastronomie          EUR 150 

 
d)  Organisationen sowie Vereine und Verbände mit vergleichbarer  

Zielsetzung  EUR 500  
(Freizeit, Kultur, Erholung, Touristik, Sport) 
 

e)  Sonstige Unternehmen EUR 700  
Mindestbetrag – Höhere Beiträge nach Vereinbarung 
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f)  Einzelpersonen  EUR 150 

Mindestbetrag - höhere Beiträge nach Vereinbarung 
 
Der Mitgliedsbeitrag ist nicht mehrwertsteuerpflichtig. 
 
2.  Im Falle der Aufnahme eines Mitglieds in den Verein im Laufe eines Geschäftsjahres, erfolgt 

die Berechnung des Mitgliedsbeitrags pro rata temporis. 
 
3.  Der Jahresbeitrag für Mitglieder, deren Geschäfts- bzw. Wohnsitz sich nicht innerhalb des 

Territoriums eines Vereinsmitglieds gem. § 3 Ziffer 2 lit. a) dieser Satzung befindet, erhöht 
sich jeweils um 50% des in § 3 Ziffer 1 dieser Beitragsordnung genannten Betrages. 

 
 
§ 4 Fälligkeit 

 
Der Beitrag ist jeweils zu Beginn des Geschäftsjahres fällig.  
 
 
§ 5  Einzug 

 
Die Beiträge können durch Lastschriftverfahren durch den Verein eingezogen oder gegen 
Beitragsrechnung von den Mitgliedern erhoben werden. 
 
 
 
 
 


